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Beschlussvorlage

fur den
offentlichen Sitzungsteil

Gremium Datum Zustandigkeit
Ausschuss fiir Umwelt, Klimaschutz und Landwirtschaft| 12.09.2019 Vorberatung
Kreisausschuss 07.10.2019 Vorberatung
Kreistag 08.10.2019 Entscheidung
Tagesordnungs-

Punkt

Klimaschutz im Rhein-Sieg-Kreis: Sachstand und
MaRnahmen

Beschlussvorschlag:

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschluss zu fassen:

1. Der Klimawandel ist derzeit die groBte Herausforderung, der sich Politik, Staat und

Gesellschaft derzeit gegeniiberstehen. Nur wenn es gelingt, alle Akteure auf ihren
jeweiligen Ebenen zum gemeinsamen Handeln zusammenzubringen, wird man diesen
Herausforderungen begegnen kdonnen. Der Kreistag des Rhein-Sieg-Kreises ist bereit,
seinen Beitrag zu leisten.

. Der Kreistag hat mit seinem einstimmigen, grundlegenden Beschluss ,,Den Klimaschutz
im Rhein-Sieg-Kreis konsequent ausbauen® aus dem Jahr 2011 bereits friihzeitig die
Weichen fiir eine vorsorgende Klimapolitik auf Kreisebene gestellt. Der Kreistag halt an
diesem Grundsatzbeschluss fest, der als oberstes Ziel die deutliche Reduzierung
klimaschadlicher Emissionen benennt. Er begriiBt die heute bereits umgesetzten
MaRnahmen und wird auch kiinftig sein Handeln als unmittelbarer Akteur, aber auch
tiber seine Tochterunternehmen und Beteiligungen danach ausrichten. Der Masterplan
Energiewende aus 2017 wird als bestehender Klimaschutzplan des Kreises
fortentwickelt.

. Der Kreistag stellt fest, dass angesichts des inzwischen erkennbaren, weiteren
Handlungsbedarfs im Bereich des Klimaschutzes konkrete, erganzende MaBnahmen zu
treffen sind, um einen Klimanotstand zu vermeiden. Der Kreistag ist willens diese
Anstrengungen zu unternehmen. Er beschlieBt daher das MaBnahmenprogramm 2025
gemaR Anhang zur Erganzung und weiteren Konkretisierung des Klimaschutz-
Beschlusses von 2011. Der Kreistag sieht darin die Grundlage fur die weitere
Entwicklung und Zusammenarbeit fiir einen akteursiibergreifenden Klimaschutz im
Rhein-Sieg-Kreis.



Erlauterungen:

1.

Die Diskussion um MaBnahmen zum Schutz des Klimas hat in Deutschland die breite
Offentlichkeit erreicht. Abgasmanipulationen bei Autos, mogliche Fahrverbote, Fragen zur
Kohleverstromung, Wetterextreme in diesem und letzten Sommer und nicht zuletzt die
Fridays-for-Future-Bewegung haben das Thema in den Mittelpunkt der Debatten geriickt.
Dabei wird immer wieder die Frage gestellt, ob die bisherigen Mallnhahmen ausreichen, um
eine rasche Minderung des Ausstof3es an Treibhausgasen zu erzielen. Diese Diskussion
wird auch auf kommunaler Ebene zunehmend intensiv gefuhrt.

Ausdruck dieser Diskussion ist auch der jetzt im Rhein-Sieg-Kreis auf Kreisebene und in
allen Kreiskommunen gestellte Blrgerantrag auf Ausrufung eines ,Klimanotstandes®, wenn
auch hier nicht von der Fridays-for-Future-Bewegung gestellt, sondern von anderen
Organisationen. Ziel des Antrags ist nicht die Schaffung eines konkreten ,Notstandsrechts®,
sondern die Ausrufung soll eher deklaratorischen Charakter besitzen. Mit ihm soll erreicht
werden, dass Klimaschutz-Aspekte bei allen Entscheidungen prioritar berlcksichtigt
werden. Die im Blrgerantrag beigefiigte MalBnahmenliste enthdlt dazu im Einzelnen
Vorschlage (vgl. Unterlagen zu TOP 2.2).

Bei der Prifung und Bewertung zusatzlicher Handlungsmaoglichkeiten beim Klimaschutz bis
hin zum ,Notstand® spielen zwei Gesichtspunkte eine besondere Rolle: Zum einen ist die
Situation auf Kreisebene als Mittelinstanz eine andere als auf anderen Verwaltungsebenen.
Die Tatigkeiten des Kreises bestehen zu einem ganz Uberwiegenden Teil aus
Genehmigungs- und Uberwachungsaufgaben, die in den Gesetzen des Landes und des
Bundes vorgeschrieben sind. Dieser rechtliche Rahmen ist fixiert und kann durch
Prioritaten-Entscheidungen nicht verandert werden. Wenn die gesetzlichen Bestimmungen
eine Genehmigung vorsehen, kann der Kreis sie nicht versagen, weil er andere Prioritaten
beschlossen hat; das ware ein Rechtsverstol3. Veranderte Prioritdten bei gesetzlichen
Aufgaben waren also nur moglich, wenn sich die Gesetze andern. Die Handlungs-
moglichkeiten des Kreises sind dadurch von vornherein begrenzt. Die Ausrufung des
LKlimanotstandes® wurde hieran nichts andern.

Zum anderen hat gerade der Rhein-Sieg-Kreis gezeigt, dass Klimaschutzbelange hier
schon seit langer Zeit eine herausgehobene Bedeutung haben. Zentraler Baustein der
Klimaschutzpolitik ist der einstimmige Kreistagsbeschluss aus dem Jahr 2011 ,Den
Klimaschutz im Rhein-Sieg-Kreis konsequent ausbauen®. Der Grundsatzbeschluss und alle
Folgebeschlusse sind im Anhang 1 beigefugt. Er ist nach wie vor aktuell und Basis des
Verwaltungshandelns. Wie aus der Auflistung im Anhang 1 ersichtlich, folgten aus diesem
Grundsatzbeschluss viele weitere Schritte, die kontinuierlich bis heute mehr Klimaschutz
bedeuten. Diese Bilanz kann sich auch im bundesweiten Vergleich sehen lassen. Ein
Beispiel moge dies verdeutlichen: Konstanz war die erste Stadt, die im Mai 2019 den
.Klimanotstand“ ausrief. Teil des Beschlusses war auch die — eher vorsichtige —
Anklindigung, ,zu prufen, mit welchen Kosten und welchen Einsparungen eine Stelle fir
das kommunale Energiemanagement verbunden ist‘. Der Rhein-Sieg-Kreis ist schon
wesentlich weiter: Die Energieagentur Rhein-Sieg e.V. bietet fur ihre Mitgliedskommunen
das kommunale Energiemanagement an, und die ersten sechs der derzeit neun
Kommunen starten gerade mit den zugehdrigen MaRnahmen — darunter auch der Kreis
selbst. Dieses Beispiel verdeutlicht, dass nicht Deklarationen, sondern MalRnahmen gefragt
sind. Ziel muss es sein, einen Notstand zu verhindern und nicht, ihn auszurufen.

Im Anhang 2 sind — ohne Anspruch auf Vollstandigkeit — diejenigen Projekte und
Malinahmen mit ihrem jeweiligen Sachstand aufgefuhrt, die der Rhein-Sieg-Kreis selbst,
seine Tochterunternehmen oder Gesellschaften/ Unternehmen mit malgeblicher
Kreisbeteiligung realisiert haben oder gerade durchfihren. Der Klimaschutz ist demnach in
allen genannten Gesellschaften ein zentrales Thema, so dass es nicht darauf ankommt,



den Klimaschutz dort zu verankern, sondern im Einzelnen zu Uberprifen, ob erganzende
oder zusatzliche Mallnahmen mdglich und sinnvoll sind.

Auch unter Berlcksichtigung des bisher Geleisteten ist festzustellen, dass der
Handlungsdruck, mehr fur den Klimaschutz zu tun, unverandert hoch ist und sogar noch
weiter steigt. Dies sollte Anlass sein, den nunmehr acht Jahre alten Grundsatzbeschluss
des Kreistages noch einmal daraufhin zu Uberprifen, an welchen Stellen inzwischen
Erganzungen oder Prazisierungen sinnvoll erscheinen. Die Verwaltung schlagt als Ergebnis
dieser Prifung vor, das im Anhang 3 beigefligte ,Malnahmenprogramm 2025“ zu
beschlieRen. Das Programm soll diese Aktualisierung und Prazisierung des — nach wie vor
grundlegenden — Beschlusses aus 2011 liefern und gleichzeitig dem vielfach in der
Offentlichkeit und auch im Biirgerantrag geduRerten Wunsch nach kurzfristigen, konkreten
MafRnahmen Rechnung tragen. Das MalRBhahmenprogramm soll damit ein weiterer Baustein
der Klimaschutzpolitik des Kreises werden.

Der Ausschuss fur Umwelt, Klimaschutz und Landwirtschaft hat der Beschlussempfehlung in
seiner Sitzung am 12.09.2019 mehrheitlich zugestimmt.

Anmerkung: Die Anderungen aufgrund der Beratung im Ausschuss fir Umwelt, Klimaschutz und
Landwirtschaft sind in der Beschlussempfehlung und in Anhang 3 bericksichtigt.

(Landrat)

Anhang:

1. Beschlusse des Kreistages und der Ausschisse 2011-2019 zum Klimaschutz und Stand der

Umsetzung

2. Sachstand KlimaschutzmalRnahmen des Kreises, der Tochterunternehmen und anderer
Gesellschaften mit Kreisbeteiligung

3. Malknahmenprogramm 2025 des Rhein-Sieg-Kreises zum Klimaschutz



Haushalt:

. Haushaltsmittel sind veranschlagt bei:

(Produktnr. bzw.Projektnr.)

Il | Ressourcenverbrauch (nur soweit nicht in Haushaltsplanung beriicksichtigt):

| Personal:

Vollzeitaquivalente
p.a.

Personalbedarf
Personaleinsparung

| Finanzen:

konsumtiv in €
pro Jahr(sofern dauerhaft)

bzw. pro Projekt

Aufwendungen

Personalaufwand
Transferaufwand
sonstiger Aufwand

Ertrage
(negatives
Abschreibungen Vorzeichen) Saldo

Zeitraum
(ab... )
(von...bis...)

Gesamt:

investiv in € Einzahlungen

pro Maflnahme (negatives
Auszahlungen Vorzeichen) Saldo

Umsetzungs-
zeitraum
(von...bis...)

Baumalnahmen/ Beschaffung

Grunderwerb

Gesamt

[l Deckung ist innerhalb des Budgets gegeben
[] Die Bereitstellung zusatzlicher Mittel ist erforderlich

Der Beschluss hat keine Auswirkungen auf den aktuellen Haushalt.



	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Text25
	Text1
	Text2
	Text3
	Text4
	Text5
	Text6
	Text7
	Text8
	Text9
	Text10
	Text11
	Text12
	Text13
	Text14
	Text15
	Text16
	Text17
	Text18
	Text19
	Text20
	Text21
	Text22
	Text23
	Text24
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Text26
	Anlage

